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Fachkräftemangel in der forensischen Psychiatrie 

Anfrage der Abgeordneten Ralph Saxe, Dr. Henrike Müller und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 

Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche bisherigen und absehbaren Auswirkungen hat der Fachkräftemangel auf 
den Maßregelvollzug in der Klinik für forensische Psychiatrie und Psychotherapie am 
Klinikum Bremen-Ost? 
 
2. Wie bewertet der Senat die Schaffung eines neuen Ausbildungsberufs 
„Maßregelvollzugshelfer:in“ als Maßnahme gegen den Fachkräftemangel in der 
forensischen Psychiatrie und wie könnte dies auf Landesebene realisiert werden? 
 
3. Welche sonstigen Maßnahmen ergreift der Senat, um die Personalsituation im 
Maßregelvollzug zu verbessern? 

Zu Frage 1: 
Vor dem Hintergrund des allgemeinen Fachkräftemangels ist die Stellensituation in 
der Klinik für forensische Psychiatrie und Psychotherapie am Klinikum Bremen-Ost 
zwar nicht als optimal, aber als zufriedenstellend zu bewerten. Nicht besetzte Stellen 
gibt es insbesondere im ärztlichen und im pflegerischen Bereich. Dies wird zumindest 
teilweise durch andere Berufsgruppen, wie z.B. Psycholog:innen oder Erzieher:innen, 
kompensiert. 
Dennoch kann nicht verhindert werden, dass Angebote – wie z.B. Gruppenangebote 
oder Ausführungen - ausfallen.  
Insgesamt ist die Stellensituation relativ stabil, da es gelingt, freiwerdende Stellen 
regelhaft zeitnah wieder zu besetzen. Die personellen Abgänge entstehen 
hauptsächlich durch Berentung von Mitarbeitenden.  

Zu Frage 2: 
Grundsätzlich ist eine hohe Fachkräftequote wünschenswert. Im Maßregelvollzug 
fallen jedoch auch Aufgaben an, die weniger eines pflegfachlichen Hintergrunds 
bedürfen als vielmehr Fähigkeiten des kommunikativen Bereichs, so z.B. bezogen 
auf den Beziehungsaufbau und der De-Eskalation. Dies betrifft z.B. die 
Freizeitgestaltung, die Begleitung der Patient:innen zum Rauchen, die 
Essensausgabe, aber auch milieutherapeutische Angebote. Hierfür werden bereits 
Assistenzkräfte eingesetzt. Diese Assistenzkräfte zu „Maßregelvollzugshelfer:innen“ 
weiter zu qualifizieren und dieses Qualifikationsangebot bei der Personalrekrutierung 
nutzen zu können, wird als sinnvoll erachtet. Entsprechend des dem Senat 
vorliegenden Kurz-Konzeptes handelt es sich jedoch nicht um einen 
Ausbildungsberuf mit einem Berufsabschluss, da der Umfang nicht den 
Anforderungen an eine Berufsausbildung entspricht.  
Aktuell wird geprüft, wie die nähere Ausgestaltung einer solchen berufsbegleitenden 
Maßnahme aussehen könnte. Dabei ist unter anderem auch zu klären, welche Form 
der Qualifizierung für die Zielgruppe geeignet sein könnte.  

Zu Frage 3: 
Da insbesondere der Arzt- und Pflegebereich vom Fachkräftemangel betroffen sind, 
erhalten Ärzt:innen und Pflegekräfte außertarifliche Zulagen. 


